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Samstag, 1. April 2023 Aargau

Impfzentren werden geschlossen
Impfungen nur im Spital: Der Aargau beginnt mit dem Rückbau des Covid-19-Programms.

Felix Ott

Die Nachfrage nach Covid-
Impfungen ist stark zurückge-
gangen. Im März haben sich im 
Schnitt nur dreizehn Personen 
am Tag impfen lassen. Deshalb 
wird nun das Impfangebot in 
den kantonalen Impfzentren 
eingestellt. Für die Bewälti-
gung der verbleibenden Aufga-
ben, auch für die Ausstellung 
von Covid-Zertifikaten, ist der 
kantonsärztliche Dienst zu-
ständig.

Neue Impfempfehlung  
vom BAG
Dafür und für den Rückbau der 
Impfzentren hat der Regie-
rungsrat bis Ende 2023 rund 13 
Stellen bewilligt. Die vom 
Grossen Rat 2021 beschlosse-
nen finanziellen Mittel für die 
Bewältigung der Covid-
19-Pandemie würden dafür 
ausreichen, schreibt der Re-
gierungsrat in einer Mittei-
lung.

Neu sind die Impfungen nur 
noch in den Ambulatorien der 
beiden Kantonsspitäler Aarau 
und Baden, im Spital Muri und 
im Gesundheitszentrum Frick-
tal erhältlich. Apotheken und 
Hausarztpraxen können weiter-

hin Impfungen anbieten, wenn 
sie das wollen. Die Überführung 
des kantonalen Covid-19-Pro-
gramms in die Regelstruktur 
werde bis Mitte 2023 abge-
schlossen sein, schreibt der Re-
gierungsrat.

Auf Montag, 3. April, haben das 
Bundesamt für Gesundheit und 
die Eidgenössische Kommission 
für Impffragen die Impfempfeh-
lungen für Frühling und Som-
mer 2023 aktualisiert.

Die Covid-Impfung wird ab 
diesem Zeitpunkt lediglich für 
Personen mit einer schweren 
Immunschwäche empfohlen. 
Bei anderen Personen mit er-
höhtem Risiko wird nur zur Imp-
fung geraten, wenn die behan-
delnden Ärztinnen und Ärzte 
dies als notwendig erachten.

6 Monate Mindestabstand 
zwischen Impfungen
In einigen Ländern wird noch 
immer ein Impfnachweis für die 
Einreise verlangt. Personen, die 
eine Reise antreten wollen, müs-
sen sich selber über die Anfor-
derungen informieren und die 
Impfung selber bezahlen. Bei al-
len Impfungen muss ein Min-
destabstand von 6 Monaten zur 
letzten Impfung eingehalten 
werden.

113 km/h in Würenlingen: 
Sturm fegte über den Aargau
Sturmtief Mathis brachte starken Wind, ein Gewitter mit 
Hagel und heftigen Regen – doch es gab kaum Schäden.

Am Freitagmorgen gab Meteo 
Schweiz für den Aargau eine 
Sturmwarnung der Stufe 3 her-
aus. Es könnte eine «erhebliche 
Gefahr» drohen in gewissen  
Regionen, hiess es in der Mittei-
lung. Meteo Schweiz erwartete  
starke Stürme mit Windspitzen 
bis zu 110 km/h  – in der Höhe 
sogar mit bis zu 140 km/h.

Der Kanton Aargau war auf 
der Gefahrenkarte orange mar-
kiert, die stärksten Windböen 
sagte Meteo Schweiz für die Zeit 
von 12 bis 17 Uhr voraus. In fol-
genden Regionen sei Vorsicht 
geboten: Aarau-Lenzburg, Frick-
Leibstadt, Limmattal, Rheinfel-
den, Wohlen-Albis, Zofingen-
Triengen, Zurzach-Bülach.

Meteo Schweiz warnte vor 
den Folgen der Gefahrenstufe 3: 
Äste können abbrechen, einzel-
ne Bäume umstürzen, Dächer 
beschädigt werden, Zelte und 
Baugerüste könnten dem Wind 
nicht mehr standhalten, der 

Strassen-, Schienen-, Wasser- 
und Luftverkehr könnte 
beeinträchtigt werden. Meteo 
Schweiz empfahl deshalb, lose 
Gegenstände im Freien zu  
befestigen oder an geschützten 
Orten zu versorgen, Türen und 
Fenster zu schliessen, Fahrzeu-
ge wenn möglich unterzustellen 
(nicht unter Bäume oder bei 
Baustellen), Befestigungen von 
Solaranlagen zu prüfen und Bau-
stellen sowie Schiffs- und Boots-
anlegestellen zu sichern.

Tatsächlich wurden im Aar-
gau am Freitagnachmittag sehr 
starke Böen registriert: In Würen-
lingen erreichte der Wind eine 
Geschwindigkeit von 113 km/h, 
in Leibstadt gab es 91 km/h. 
Ausserdem zog ein Gewitter 
über den Kanton, das in gewis-
sen Regionen auch Hagel mit-
brachte. Schäden gab es im Aar-
gau indes kaum, der Kanton  
hat «Mathis» relativ glimpflich 
überstanden. (cwu/fh)
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Fahrverbots-Überwachung wird gestrichen
Der Regierungsrat hat die Vorlage zum Polizeigesetz überarbeitet – trotzdem dürfte es im Grossen Rat noch einige Diskussionen geben.

Dominic Kobelt

Bis Weihnachten konnten die 
Parteien zum revidierten Poli-
zeigesetz des Kantons Stellung 
nehmen. In etlichen Punkten 
kritisierten die Parteien die 
Vorlage. Nun präsentiert der 
Regierungsrat die angepasste 
Version, wie sie dem Grossen 
Rat zur Abstimmung vorgelegt 
wird. Die vorgeschlagene 
Änderung des Polizeigesetzes 
soll am 1. Juni 2024 in Kraft 
treten.

Streitpunkt 1:  
Kamera-Überwachung

Bisher fehlte im Kanton Aargau 
die gesetzliche Grundlage für 
Kontrollen, bei denen Fahrver-
bote mit Kamerasystemen über-
wacht werden. «Systeme zur 
automatischen Fahrzeugfahn-
dung und Verkehrsüberwa-
chung» kamen zwar bereits ver-
einzelt zum Einsatz, etwa in 
Brugg oder Windisch, mussten 
aber nach einem entsprechen-
den Gerichtsurteil gestoppt wer-
den. Einige Gemeinden wollten 
die technische Überwachung er-
möglichen. SP, SVP, FDP und 
EVP wehrten sich dagegen.

Mit Erfolg: «Der Vorschlag 
ist in der Anhörung aus ver-
schiedenen Gründen auf Kritik 
gestossen», schreibt der Re-
gierungsrat. Zudem zeige ein 
Bundesgerichtsurteil zum 
Polizeigesetz des Kantons So-
lothurn auf, dass die Überwa-
chung des öffentlichen Raums 
zum Zweck der Kontrolle von 
Fahrverboten nicht mit dem 
übergeordneten Bundesrecht 
vereinbar sei. Die Bestimmun-
gen zur technischen Überwa-
chung von Fahrverboten wur-
den deshalb aus der Gesetzes-
vorlage gestrichen.

Streitpunkt 2: Stationäre 
Radarkontrollen

Fix installierte Rotlicht- und Ge-
schwindigkeitsmessgeräte sol-
len nicht grundsätzlich verboten 
werden, müssen aber in Zukunft 
vom Kanton bewilligt werden – 
so der Vorschlag des Regie-
rungsrats. Eine Bewilligung wird 
nur dann erteilt, wenn am vor-
gesehenen Standort ein «erheb-
liches Verkehrssicherheitsdefi-
zit» besteht, andere Massnah-
men zur Erhöhung der 
Sicherheit erfolglos geblieben 
oder nicht möglich sind und das 
Defizit mit einer stationären An-
lage wirksam reduziert werden 
kann. Auch bestehende Anlagen 

wie der Blitzer in Baden sollen 
nach einer zweijährigen Über-
gangsfrist der Bewilligungs-
pflicht unterliegen.

Gegen die Bewilligungs-
pflicht hatten sich SP, Grüne, 
GLP und Mitte ausgesprochen. 
Weil von Verkehrsverletztungen 
vor allem die lokale Bevölkerung 
betroffen sei, sollen die Gemein-
den entscheiden dürfen, fanden 
sie. Der Regierungsrat hält an 
der Bewilligungspflicht fest, was 
FDP und SVP freuen dürfte.

Streitpunkt 3: Dauer der 
Radarbewilligung

Eine Bewilligung für Radarge-
räte soll fünf Jahre gültig sein, 

bei den bestehenden Blitzern 
soll die Übergangszeit zwei 
Jahre betragen. An diesem 
Vorschlag im Polizeigesetz 
hält der Regierungsrat fest, 
obwohl sich in der Anhörung 
sämtliche Parteien dagegen 
ausgesprochen hatten.

Drei statt fünf Jahre forder-
te die SVP, die FDP wollte die 
Dauer der Bewilligung sogar 
auf Wochen oder wenige Mo-
nate beschränken. Linke und 
Grüne äusserten sich nicht 
spezifisch zur Dauer, sie fin-
den es grundsätzlich falsch, 
auf mobile Kontrollen zu set-
zen. Stationäre Überwachung 
sei viel effizienter und weniger 
personalintensiv, argumentie-
ren diese.

Streitpunkt 4: Austausch 
von Polizeidaten

Die Aargauer Polizei soll Daten, 
die sie mit der automatischen 
Fahrzeugfahndung und Ver-
kehrsüberwachung erhoben hat, 
mit Behörden anderer Kantone, 
dem Zoll sowie Liechtenstein 
austauschen dürfen. Dagegen 
ausgesprochen hat sich die SP. 
Für sie ist das «systematische 
Sammeln und Austauschen von 
Daten ein unverhältnismässiger 
Eingriff in die Privatsphäre d er 
Einwohnerinnen und Einwoh-
ner». Das sieht der Regierungs-
rat anders, die Vorlage wurde 
diesbezüglich nicht angepasst. 

Streitpunkt 5: Meldung 
angeklagter Ausländer

Staatsanwaltschaften sollen An-
klageschriften, in denen Auslän-
derinnen und Ausländer als be-
schuldigte Personen bezeichnet 
sind, zum Zeitpunkt der Ankla-
geerhebung dem Amt für Mi
gration und Integration Kanton 
Aargau (Mika) zustellen müs-
sen. «Dieses Vorgehen käme 
einer Vorverurteilung gleich, die 
das Prinzip der Unschuldsver-
mutung massiv verletzen wür-
de», kritisierte die EVP. Die SP 
wollte, dass das Migrationsamt 
lediglich informiert werde, ob 
ein Landesverweis drohe. Alles 
darüber hinaus sei «unverhält-
nismässig».

Die Mitteilung gewährleiste, 
dass das Mika Kenntnis erhalte, 
wenn im Rahmen eines Straf-
verfahrens eine Landesverwei-
sung beantragt worden sei, 
schreibt der Regierungsrat in 
seiner Botschaft. «Das Mika 
kann entsprechend die notwen-
digen Vorkehrungen treffen, um 
im Fall der Anordnung einer 
Landesverweisung durch das 

Strafgericht ein Untertauchen 
der betroffenen Person zu ver-
hindern.»

Das soll sich  
zudem noch ändern

Zuständigkeiten bei Be-
kämpfung von Terrorismus
Ein neues Bundesgesetz, das 
die Verstärkung der bestehen-
den polizeilichen Mittel zur Be-
kämpfung von Terrorismus be-
zweckt, ist seit 1. Juli 2022 in 
Kraft. Bislang wurden die Zu-
ständigkeiten der Kantonspoli-
zei in einer Übergangsverord-
nung geregelt, ab dem 1. Juni 
2024 sollen sie ins Polizeige-
setz überführt werden.

Informationen über poten-
ziell gefährliche Personen
Ein weiterer Bereich betrifft 
das sogenannte Bedrohungs-
management, mit dessen Hil-
fe Risikoeinschätzungen von 
potenziell gefährlichen Perso-
nen erstellt werden. Ziel ist, 
dass die Polizei intervenieren 
kann, bevor es zu einer schwe-
ren Straftat kommt. Je mehr 
Informationen die Polizei hat, 
und je schneller sie diese er-
hält, umso besser die Risiko-
einschätzung.

«Dazu gehören insbeson-
dere Informationen aus hängi-
gen und abgeschlossenen 
Strafverfahren, die gegen 
potenzielle Gefährder geführt 
werden oder worden sind so-
wie aus Verfahren im Bereich 
des Kindes- und Erwachsenen-
schutzes», schreibt der Regie-
rungsrat. Die Kantonspolizei 
soll diese Informationen er-
halten – allerdings muss sie in 
einem Gesuch begründen, 
weshalb die Einsicht in die 
Unterlagen erforderlich ist.

SP-Regierungsrat Dieter Egli will mit der Teilrevision des Polizeigesetzes stationäre Blitzer bewilligungs-
pflichtig machen. � Bild: Mathias Förster

Regierungsrat empfiehlt Ja zu Covid-19-Gesetz

Am 18. Juni stimmt das Schwei-
zer Stimmvolk erneut über Ände-
rungen des Covid-19-Gesetzes 
ab. Das dritte Referendum ist zu-
stande gekommen. Der Aargauer 
Regierungsrat empfiehlt, der vom 
Bundesrat und Parlament verab-
schiedeten Vorlage zuzustim-
men. Der Aargau gehöre bevöl-
kerungsmässig und wirtschaftlich 
zu den grössten Kantonen der 
Schweiz und sei während der Co-
vid-19-Pandemie mit besonderen 
Herausforderungen konfrontiert 
gewesen, schreibt der Regie-
rungsrat. Es gebe deshalb ein 

erhöhtes Interesse, dass der 
Bund bei Bedarf Handlungsin
strumente einsetzen könne, falls 
Covid-19 erneut Probleme berei-
ten sollte. Dazu gehören zum Bei-
spiel die Förderung zur Entwick-
lung und Weiterentwicklung von 
Covid-19-Medikamenten, eine 
geregelte Finanzierung oder der 
Schutz von Arbeitskräften. Als 
Grenzkanton mit der längsten 
Grenze zu Deutschland sei der 
Kanton Aargau auch speziell an 
der internationalen Kompatibilität 
des Covid-19-Zertifikats interes-
siert, so der Regierungsrat. (az)
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